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15.  Bekanntmachung über die 

Änderung der Satzung des Wasser- und Bodenverbandes Meinkot und 
Umgebung  

 

Die Verbandsversammlung des Wasser- und Bodenverbandes Meinkot und Umgebung hat in 
der Sitzung am 09.12.2016 die Änderung und gleichzeitig Neufassung der Verbandssatzung 
vom 20.03.1996, zuletzt geändert am 09.03.2010 beschlossen. Gem. § 58 des 
Wasserverbandsgesetzes vom 12.02.1991 (BGBl. I S. 405) in der zur Zeit geltenden Fassung 
wird die Satzung wie folgt geändert und neugefasst: 

Artikel I 

§ 1 

Name, Sitz, Verbandsgebiet 

(1) Der Verband führt den Namen „Wasser- und Bodenverband Meinkot und Umgebung“. Er 
hat seinen Sitz in Velpke im Landkreis Helmstedt. 
 

(2) Der Verband ist ein Wasser- und Bodenverband im Sinne des Wasserverbandsgesetzes 
vom 12.02.1991 (BGBl. I S. 405). 

 
(3) Der Verband dient dem öffentlichen Interesse und dem Nutzen seiner Mitglieder. Er 

verwaltet sich im Rahmen der Gesetze selbst. 
 

(4) Das Verbandsgebiet ergibt sich aus Karten und dem Mitgliederverzeichnis. 
 

§ 2 

Mitglieder 

(1) Mitglieder des Verbandes sind die jeweiligen Eigentümer und Erbbauberechtigten der im 
Mitgliederverzeichnis aufgeführten Grundstücke (dingliche Verbandsmitglieder) und 
andere Personen, wenn sie von der Aufsichtsbehörde zugelassen sind. 
 

(2) Für die Mitglieder ist ein Verzeichnis zu führen, das der Verband auf dem Laufenden hält. 
 

(3) Der Verband besteht aus den Abteilungen Dränung (D), Beregnung Tiefbrunnen (TB) und 
Einzelberegnung (EB). 

 
§ 3 

Aufgabe 

Der Verband hat Grundstücke zu entwässern, zu bewässern und durch Boden-bearbeitung 
zu verbessern und in verbessertem Zustand zu erhalten. 
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§ 4 

Unternehmen, Plan 
 

(1) Zur Durchführung seiner Aufgaben hat der Verband die notwendigen Arbeiten an den 
Dränen und den gemeinschaftlichen Beregnungsanlagen vorzunehmen und diese zu 
erhalten sowie nach Bedarf den Boden zu bearbeiten. 
 

(2) Der Umfang des Unternehmens ergibt sich aus dem Plan des Wasserwirtschaftsamtes 
Braunschweig vom 01.02.1940 mit seinen Ergänzungen und den noch aufzustellenden 
Plänen. 

 
(3) Das Unternehmen ergibt sich aus dem Plan und den ihn ergänzenden Plänen sowie dem 

Mitgliederverzeichnis. Jeweils eine Ausfertigung wird bei der Aufsichtsbehörde und dem 
Verband aufbewahrt. 

 
§ 5 

Benutzung der Grundstücke für das Unternehmen 

(1) Der Verband ist berechtigt, das Verbandsunternehmen auf zum Verband gehörenden 
Grundstücken der dinglichen Mitglieder durchzuführen. Er darf die Grundstücke der 
Mitglieder betreten, die für das Unternehmen notwendigen Stoffe, Steine, Erde, Rasen 
usw. von diesen Grundstücken nehmen, soweit sie landwirtschaftlich oder 
forstwirtschaftlich genutzt werden oder Unland oder Gewässer sind, wenn nicht 
ordnungsbehördliche Vorschriften entgegenstehen. 
 

(2) Der Verband darf Grundstücke, die öffentlichen Zwecken dienen, nur mit Zustimmung der 
zuständigen Verwaltungsbehörde benutzen. 

 
(3) Die für das Unternehmen benötigten Stoffe können – vorbehaltlich nach anderen 

Rechtsvorschriften erforderlicher Genehmigungen – aus den im Verbandsgebiet 
gelegenen Grundstücken entnommen werden. 

 
§ 6 

Verbandsschau 

(1) Die Anlagen des Verbandes sind nach Bedarf, mindestens jedoch einmal in 5 Jahren zu 
prüfen.  
 

(2) Für die Verbandsschau wählt die Verbandsversammlung 3 Schaubeauftragte. 
Schauführer ist der Verbandsvorsteher oder ein von ihm zu bestimmender 
Schaubeauftragter. Die Wahlperiode erfolgt analog § 14 (1). 

 
(3) Der Termin der Verbandsschau wird vom Vorstand bestimmt. Er hat die 

Schaubeauftragten, die Aufsichtsbehörde und sonstige Beteiligte rechtzeitig zur 
Verbandsschau einzuladen. 

 
(4) Die Mitglieder des Verbandes sind berechtigt, an der Schau teilzunehmen. 
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§ 7 

Aufzeichnung, Abstellung der Mängel 

Der Schauführer zeichnet den Verlauf und das Ergebnis der Schau in einer Niederschrift auf 
und gibt den Schaubeauftragten Gelegenheit zur Äußerung. Die Niederschrift ist von den 
Schaubeauftragten zu unterzeichnen. Der Vorstand veranlasst die Beseitigung festgestellter 
Mängel. 

 
§ 8 

Organe 

Der Verband hat einen Vorstand und eine Verbandsversammlung. 

 
§ 9 

Aufgaben der Verbandsversammlung 

Die Verbandsversammlung hat folgende Aufgaben: 

1. Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder sowie ihrer Stellvertreter. 
2. Beschlussfassung über die Änderung der Satzung, des Unternehmens, des Planes, 

der Aufgaben sowie über die Grundsätze der Geschäftspolitik. 
3. Beschlussfassung über die Umgestaltung und die Auflösung des Verbandes. 
4. Wahl der Schaubeauftragten. 
5. Festsetzung des Haushaltsplanes sowie von Nachtragshaushaltsplänen. 
6. Einspruch gegen eine Zwangsfestsetzung des Haushaltsplanes. 
7. Entlastung des Vorstandes. 
8. Festsetzung von allgemeinen Grundsätzen für Dienst- und Anstellungsverhältnisse 

und von Vergütungen bzw. Aufwandsentschädigungen, Sitzungsgeldern und des 
Fahrkostenersatzes für Vorstandsmitglieder, Schaubeauftragte sowie für den 
Kassenverwalter. 

9. Beschlussfassung über Rechtsgeschäfte zwischen Vorstandsmitgliedern und dem 
Verband. 

10. Beraten des Vorstandes in allen wichtigen Angelegenheiten. 
 

§ 10 
Sitzungen der Verbandsversammlung 

 
(1) Der Verbandsvorsteher beruft die Verbandsversammlung mindestens einmal im Jahr ein. 

 
(2) Die Sitzungen sind nicht öffentlich. 

 
(3) Der Verbandsvorsteher lädt die Mitglieder mit mindestens einwöchiger Frist zu den 

Sitzungen ein und teilt die Tagesordnung mit. In dringenden Fällen bedarf es keiner Frist. 
In der Ladung ist darauf hinzuweisen.  

 
(4) Der Verbandsvorsteher oder bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter leitet die 

Versammlung. Wenn er selbst Verbandsmitglied ist, hat er Stimmrecht. 
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§ 11 

Beschließen in der Verbandsversammlung 
 
(1) Die Verbandsversammlung ist beschlußfähig, wenn sie ordnungsgemäß einberufen 

wurde und mindestens ein Zehntel der Stimmen der Verbandsmitglieder vertreten sind. 
Ohne Rücksicht auf die Anzahl der Erschienenen ist sie beschlußfähig, wenn bei der 
Ladung mitgeteilt worden ist, dass ohne Rücksicht auf die Anzahl der Erschienenen bzw. 
Stimmen beschlossen wird. 
 

(2) Die Verbandsversammlung bildet ihren Willen mit der Mehrheit der Stimmen der 
anwesenden Verbandsmitglieder. Stimmgleichheit bedeutet Ablehnung. 

 
(3) Jedes Verbandsmitglied, das Beiträge an den Verband zu leisten hat, hat das Recht, 

selbst oder durch einen Vertreter mitzustimmen. Der Vorsteher kann vom Vertreter eine 
schriftliche Vollmacht fordern. 

 

(4) Das Stimmverhältnis ergibt sich aus dem Flächeninhalt der beitragspflichtigen Flächen. 
Niemand hat mehr als 2/5 aller Stimmen. 

 
(5) Um das Grundeigentum streitende Personen sind stimmberechtigt. Sie und die 

gemeinschaftlichen Grundeigentümer können nur einheitlich stimmen. Die an der Wahl 
Teilnehmenden haben die Stimmen aller. 

 
(6) Die Beschlüsse der Verbandsversammlung sind in einer Niederschrift festzuhalten. Jede 

Niederschrift ist vom Verbandsvorsteher und einem weiteren Verbandsmitglied zu 
unterschreiben. Die Niederschrift wird mit der Einladung zur nächsten 
Verbandsversammlung an die Mitglieder versandt. 

 
§ 12 

Zusammensetzung des Vorstandes 

 
(1) Der Vorstand besteht aus 3 Mitgliedern. Der Vorstandsvorsitzende ist Verbands-

vorsteher. Ein Mitglied des Vorstandes ist stellvertretender Verbandsvorsteher. 
 

(2) Der Vorstand hat 3 stellvertretende Mitglieder. 
 

§ 13 

Wahl des Vorstandes 

 
(1) Die Verbandsversammlung wählt die Mitglieder des Vorstandes und deren Stellvertreter 

und aus der Mitte der ordentlichen Vorstandsmitglieder einen Vorstandsvorsitzenden und 
dessen Stellvertreter. Die Reihenfolge, in der die Stellvertreter eintreten, ist dabei 
festzulegen. Die Vorstandsmitglieder und deren Stellvertreter sind in einzelnen 
Wahlgängen zu wählen. Gleiches gilt für die Wahl des Vorsitzenden und seiner 
Stellvertreter. 
 

(2) Das Ergebnis der Wahl ist der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. 
 
(3) Die Verbandsversammlung kann ein Vorstandsmitglied aus wichtigem Grund mit zwei 

Dritteln Mehrheit abberufen. Die Abberufung und ihr Grund sind der Aufsichtsbehörde 
anzuzeigen. Diese kann der Abberufung innerhalb eines Monats nach Eingang der 
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Anzeige unter Angabe der Gründe widersprechen, wenn der vorgetragene wichtige Grund 
nicht gegeben ist. Widerspricht die Aufsichtsbehörde, so ist die Abberufung unwirksam. 

§ 14 

Amtszeit 

 
(1) Der Vorstand wird für eine Amtsperiode von fünf Jahren gewählt. Das Amt des Vorstandes 

endet zum ersten Mal am 31.03.2000. 
 

(2) Wenn ein Vorstandsmitglied oder ein stellvertretendes Vorstandsmitglied vor dem Ablauf 
der Amtszeit ausscheidet, ist für den Rest der Amtszeit nach § 13 Ersatz zu wählen. 

 
(3) Die ausscheidenden Vorstandsmitglieder bleiben bis zur Wahl der neuen im Amt. 
 

§ 15 

Geschäfte des Vorstehers und des Vorstandes 

 
(1) Der Vorsteher führt den Vorsitz im Vorstand. Ihm obliegen alle Geschäfte im Rahmen des 

Beschlusses der Verbandsversammlung über die Grundsätze der Geschäftspolitik. 
 

(2) Die Vorstandsmitglieder haben bei der Erfüllung ihrer Aufgaben die erforderliche Sorgfalt 
anzuwenden. Sie sind dem Verband insbesondere dafür verantwortlich, dass die 
Bestimmungen der Satzung eingehalten und die Beschlüsse der Verbandsversammlung 
ausgeführt werden.         
                  
Ein Vorstandsmitglied, das seine Obliegenheiten vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt, 
ist dem Verband zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. Der 
Schadensersatzanspruch verjährt in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in welchem der 
Verband von dem Schaden und der Person des Ersatzpflichtigen Kenntnis erlangt. 

 
(3) Der Vorstand ist Dienstvorgesetzter aller Dienstkräfte des Verbandes. Er ist bei der 

Einstellung, Entlassung, Beförderung und bei der Festsetzung der Vergütung an die 
allgemeinen Grundsätze der Verbandsversammlung gebunden. 

 
(4) Der Vorstand unterrrichtet in angemessenen Zeitabständen die Verbandsmitglieder über 

die Angelegenheiten des Verbandes in geeigneter Weise und hört sie an. 
 

§ 16 

Aufgaben des Vorstandes 

 
Dem Vorstand obliegen alle Geschäfte, zu denen nicht durch Gesetz oder Satzung die 
Verbandsversammlung berufen ist. Er beschließt insbesondere über 
 
• die Aufstellung des Haushaltsplanes und seiner Nachträge, 
• die Aufnahme von Darlehen und Kassenkrediten, 
• die Aufnahme und Entlassung von Mitgliedern, 
• die Entscheidung über Verpflichtungen bis zu 30.000,-€. 
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§ 17 

Sitzungen des Vorstandes 

 
(1) Der Verbandsvorsteher beruft den Vorstand nach Bedarf, mindestens einmal im Jahr, ein. 

 
(2) Der Verbandsvorsteher lädt die Vorstandsmitglieder mit mindestens einwöchiger Frist zu 

den Sitzungen und teilt die Tagesordnung mit. In dringenden Fällen bedarf es keiner Frist. 
In der Ladung ist darauf hinzuweisen. 
 

(3) Wer am Erscheinen verhindert ist, teilt dies unverzüglich seinem Stellvertreter und dem 
Verbandsvorsteher mit. 

 
(4) Die Sitzungen des Vorstandes sind nicht öffentlich. 
 

§ 18 

Beschließen im Vorstand 

 
(1) Der Vorstand bildet seinen Willen mit der Mehrheit der Stimmen seiner anwesenden 

Mitglieder. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Bei Stimmgleichheit gibt die Stimme des 
Vorstehers den Ausschlag. 
 

(2) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend 
ist und alle rechtzeitig geladen sind. 

 
(3) Ohne Rücksicht auf Form und Frist der Ladung ist er beschlussfähig, wenn alle 

Vorstandsmitglieder zustimmen.  
 
(4) Auf schriftlichem Wege erzielte Beschlüsse sind gültig, wenn sie einstimmig von allen 

Vorstandsmitgliedern gefasst werden. 
 
(5) Die Beschlüsse sind in einer Niederschrift festzuhalten. Diese ist vom Vorsteher und 

einem weiteren Vorstandsmitglied zu unterschreiben. 
 

§ 19 

Gesetzliche Vertretung des Verbandes 

 
(1) Der Verbandsvorsteher vertritt zusammen mit einem anderen Vorstandsmitglied den 

Verband gerichtlich und außergerichtlich. Die Aufsichtsbehörde erteilt den ver-
tretungsbefugten Personen eine Bestätigung über die jeweilige Vertretungsbefugnis. 
 

(2) Erklärungen, durch die der Verband verpflichtet werden soll, bedürfen der Schriftform; sie 
sind nach Maßgabe der für den jeweiligen Fall geltenden Regelungen von dem oder von 
den Vertretungsberechtigten zu unterzeichnen. Wird für ein Geschäft oder für einen Kreis 
von Geschäften ein Bevollmächtigter bestellt, so bedarf die Vollmacht der Form des 
Satzes 1. Ist eine Erklärung gegenüber dem Vorstand abzugeben, genügt es, wenn sie 
einem Vorstandsmitglied gegenüber abgegeben wird. 
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§ 20 

Haushaltsplan 

 
(1) Der Vorstand stellt für jedes Jahr den Haushaltsplan des Verbandes und nach Bedarf 

Nachträge dazu auf. Die Aufstellung des Haushaltsplanes soll rechtzeitig vor Beginn des 
Rechnungsjahres erfolgen. Die Verbandsversammlung setzt den Haushaltsplan und die 
Nachträge durch Beschluss fest.  
 

(2) Der Vorstand teilt den Haushaltsplan und die Nachträge der Aufsichtsbehörde mit. 
 
(3) Der Haushaltsplan enthält alle Einnahmen und Ausgaben des Verbandes im kommenden 

Rechnungsjahr. Er ist die Grundlage für die Verwaltung aller Einnahmen und Ausgaben. 
 
(4) Das Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr. 
 

§ 20 

Nicht planmäßige Ausgaben 

 
(1) Der Vorstand bewirkt die Ausgaben, die im Haushaltsplan nicht oder noch nicht 

festgesetzt sind, wenn der Verband dazu verpflichtet ist und Aufschub erhebliche 
Nachteile bringen würde. Er darf Anordnungen, durch die Verbindlichkeiten des 
Verbandes entstehen können, für die ausreichende Mittel im Haushaltsplan nicht 
vorgesehen sind, bei unabwendbarem Bedürfnis treffen. Der Vorstand kann die 
erforderlichen Beiträge von den Mitgliedern einziehen. 
 

(2) Wenn die Verbandsversammlung mit der Sache noch nicht befasst ist, beruft der Vorstand 
unverzüglich die Verbandsversammlung zur nachträglichen Festsetzung im 
Haushaltsplan ein 

 
§ 21 

Rechnungslegung und Prüfung 

 
(1) Der Vorstand stellt im ersten Viertel des neuen Rechnungsjahres die Rechnung über alle 

Einnahmen und Ausgaben des vergangenen Rechnungsjahres gemäß dem 
Haushaltsplan auf. 
 

(2) Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte zwei Rechnungsprüfer. Diese prüfen die 
Kassenführung in rechnerischer Form verbandsintern und teilen das Ergebnis der 
Kassenprüfung der Verbandsversammlung mit. 

 
(3) Die Haushalts- und Rechnungsführung wird von der Prüfstelle beim Wasserverbandstag 

e. V. geprüft. 
 

§ 22 

Entlastung 

 
Der Vorstand legt die Haushaltssrechnung und den Prüfbericht der Prüfstelle des 
Wasserverbandstages e. V. sowie den verbandsinternen Prüfungsvermerk der 
Verbandsversammlung vor. Diese beschließt über die Entlastung des Vorstandes. 
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§ 23 

Beiträge 

 
(1) Die Mitglieder haben dem Verband die Beiträge zu leisten, die zur Erfüllung seiner 

Aufgaben und Verbindlichkeiten und zu einer ordentlichen Haushaltsführung erforderlich 
sind. 
 

(2) Die Beiträge bestehen in Geldleistungen (Geldbeiträge). 
 

(3) Die Hebung von Mindestbeiträgen ist zulässig. 

 
§ 24 

Beitragsverhältnis 

 
(1) Die Beiträge für die Verwaltungskosten verteilen sich auf die Mitglieder im Verhältnis der 

Flächeninhalte der zum Verband gehörenden Grundstücke. Ansonsten sind die Beiträge 
getrennt nach den Aufwendungen und Kosten des Verbandes in den jeweiligen 
Abteilungen (siehe § 2 Abs. 3) zu ermitteln und zu erheben. 
 

(2) Die Beitragslast in der Abteilung Dränung (D) für Bau- und Unterhaltungskosten verteilt 
sich auf die Verbandsmitglieder der Abteilung Dränung im Verhältnis der Flächeninhalte. 

 
(3) Die Beitragslast in der Abteilung Beregnung Tiefbrunnen (TB) für Bau- und 

Unterhaltungskosten der Gemeinschaftsanlagen verteilt sich auf die Verbandsmitglieder 
der Abteilung Beregnung Tiefbrunnen im Verhältnis der Flächeninhalte.  

 
(4) Die Beitragslast in den Abteilungen Beregnung Tiefbrunnen (TB) und Einzelberegnung 

(EB) für Betriebskosten (Strom, etc.) und das Wasserentnahmeentgelt verteilt sich auf die 
Verbandsmitglieder dieser Abteilungen im Verhältnis der entnommenen Wassermengen, 
die auf den einzelnen Grundstücken bzw. Flächen verregnet wurden. 

 
(5) Der Vorstand sorgt für die Eintragung des Beitragsverhältnisses in ein Beitragsbuch und 

hält dies auf dem Laufenden.  

 

§ 25 

Ermittlung des Beitragsverhältnisses 

 
(1) Die Verbandsmitglieder sind verpflichtet, dem Verband alle für die Veranlagung 

erforderlichen Angaben wahrheitsgemäß und rechtzeitig zu machen und den Verband bei 
örtlich notwendigen Feststellungen zu unterstützen. Insbesondere Veränderungen in den 
Veranlagungsgrundlagen (z. B. Veränderungen der Eigentumsverhältnisse) sind dem 
Verband unverzüglich mitzuteilen. Der Verband ist verpflichtet, erst vom Zeitpunkt der 
Kenntnisnahme an die entsprechenden Änderungen bei der Beitragsveranlagung 
vorzunehmen. 
 

(2) Unbeschadet dessen wird der Beitrag eines Mitgliedes nach pflichtgemäßem Ermessen 
durch den Vorstand geschätzt, wenn 

 
a. das Mitglied die Bestimmung des Absatzes 1 verletzt hat, 
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b. es dem Verband ohne eigenes Verschulden nicht möglich ist, den Beitrag des 

Mitgliedes zu ermitteln. 

 

§ 26 

Hebung der Verbandsbeiträge 

 
(1) Der Verband erhebt die Verbandsbeiträge auf der Grundlage des geltenden 

Beitragsmaßstabes durch Beitragsbescheid. 
 

(2) Werden Beiträge nicht rechtzeitig entrichtet, so werden Säumniszuschläge erhoben. Die 
Säumniszuschläge betragen 1 v. H. des rückständigen Betrages für jeden angefangenen 
Monat vom Fälligkeitstag an gerechnet. 

 
(3) Jedem Verbandsmitglied ist auf Verlangen Einsicht in die ihn betreffenden Unterlagen zu 

gewähren. 

 
§ 27 

Rechtsbehelfsbelehrung 

 
(1) Für die Rechtsbehelfe gelten die allgemeinen Vorschriften der Verwaltungs-

gerichtsordnung und des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes zur 
Verwaltungsgerichtsordnung. 
 

(2) Das Rechtsmittel gegen den Beitragsbescheid hält die Zahlungsverpflichtung nicht auf. 
 

§28 

Kassenverwalter(in) 

 
(1) Der Verband hat eine(n) ehrenamtliche(n) Kassenverwalter(in).  

 
(2) Der/die Kassenverwalter(in) erhält eine Aufwandsentschädigung. 
 

§ 29 

Anordnungsbefugnis 

 
(1) Die Mitglieder des Verbandes haben die auf Gesetz oder Satzung beruhenden 

Anordnungen des Vorstandes zu befolgen. 
 
(2) Der Vollzug der Anordnungen des Verbandes richtet sich nach den Vorschriften  des 

Niedersächsischen Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit dem 
niedersächsischen Verwaltungsvollstreckungsgesetz. 

 
(3) Der Vorstand ist insbesondere berechtigt, nach schriftlicher Abmahnung die 

Wasserlieferung an das Mitglied einzustellen oder die Entnahme zu untersagen, wenn 
a.) die fälligen Beiträge trotz Mahnung nicht oder nicht vollständig geleistet werden. Die 

Einstellung der Wasserlieferung seitens des Verbandes darf erst zwei Wochen nach 
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schriftlicher Androhung erfolgen. Der Verband kann mit der Mahnung zugleich die 
Einstellung der Wasserlieferung androhen. 

b.) die Wasserentnahme widerrechtlich erfolgt ist oder die erlaubte 
Wasserentnahmemenge verbraucht ist. 

 
§ 30 

Bekanntmachungen 

 
(1) Die öffentlichen Bekanntmachungen des Verbandes erfolgen in ortsüblicher Weise in den 

Gemeinden, auf die sich der Verband erstreckt. 
 
(2) Für die Bekanntmachungen, die aufgrund ihres Umfanges nicht zum Aushang geeignet 

sind, genügt die Bekanntmachung des Ortes, an dem Einblick in die Unterlagen 
genommen werden kann. 

 
§ 31 

Aufsicht 

 
(1) Der Verband steht unter der Rechtsaufsicht des Landkreises Helmstedt. 
 
(2) Die Aufsichtsbehörde kann sich auch durch Beauftragte über die Angelegenheiten des 

Verbandes unterrichten. Sie kann mündliche und schriftliche Berichte verlangen, Akten 
und andere Unterlagen anfordern sowie an Ort und Stelle Prüfungen und Besichtigungen 
vornehmen. 

 
(3) Die Aufsichtsbehörde ist unter Angabe der Tagesordnung zu den Sitzungen der 

Verbandsorgane einzuladen. Ihrem Vertreter ist auf Verlangen das Wort zu erteilen. 
 

§ 32 

Zustimmung zu Geschäften 

 
(1) Der Verband bedarf der Zustimmung der Aufsichtsbehörde 

 
a) zur unentgeltlichen Veräußerung von Vermögensgegenständen, 
b) zur Aufnahme von Darlehen, die über eine Summe in Höhe von 30.000,-€ 

hinausgehen, 
c) zur Übernahme von Bürgschaften, zu Verpflichtungen aus Gewährverträgen und zur 

Bestellung von Sicherheiten, 
d) zu Rechtsgeschäften mit einem Vorstandsmitglied einschließlich der Vereinbarung 

von Vergütungen, soweit sie über den Ersatz von Aufwendungen hinausgehen. 
 

(2) Die Zustimmung ist auch zu Rechtsgeschäften erforderlich, die einem in Absatz 1 
genannten Geschäft wirtschaftlich gleichkommen. 
 

(3) Zur Aufnahme von Kassenkrediten genügt eine allgemeine Zustimmung mit Begrenzung 
auf einen Höchstbetrag. 

 
(4) Die Aufsichtsbehörde kann für bestimmte Geschäfte Ausnahmen von den Absätzen 1 bis 

3 allgemein zulassen. 
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(5) Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn sie nicht innerhalb eines Monats nach Eingang der 
Anzeige bei der Aufsichtsbehörde versagt wird. In begründeten Einzelfällen kann die 
Aufsichtsbehörde die Frist durch Zwischenbescheid um einen Monat verlängern. 

 
§ 33 

Verschwiegenheitspflicht 

 
Vorstandsmitglieder, Verbandsmitglieder, der/die Kassenverwalter(in) sowie die 
verbandsinternen Prüfer sind verpflichtet, über alle ihnen bei der Durchführung ihrer Aufgaben 
bekanntwerdenden Tatsachen und Rechtsverhältnisse Verschwiegenheit zu bewahren. 
 

§ 34 

Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt nach Bekanntmachung im Amtsblatt der Aufsichtsbehörde rückwirkend 

zum 01.01.2016 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung des Wasser- und Bodenverbandes Meinkot und Umgebung 

in der Fassung vom 20.03.1996 außer Kraft. 
 
 
Velpke, den 09.12.2016 

Gez. Schmidt-Schünemann 

(Der Verbandsvorsteher) 

__________________________________________________________________________ 

Vorstehende Änderung der Satzung des Wasser- und Bodenverbandes Meinkot u. U. wurde 
von mir am 26.01.2017 unter dem Aktenzeichen 16-7211-21-16/2 genehmigt. 

 
Landkreis Helmstedt 
Der Landrat 
Im Auftrage 
 
gez. Motzko                                                   (L. S.) 

(Motzko) 

 

 

ABl.-Nr. 2 vom 01.02.2017 
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16. Bekanntmachung der 
Manöver und Übungen der Bundeswehr  
 
 
Gem. § 69 des Bundesleistungsgesetzes wird bekannt gegeben, dass die Bundeswehr 
beabsichtigt, folgende Übung durchzuführen: 
 
 
 
Übung „Stolzer Wettiner 2017“ der Panzergrenadierbrigade 37 vom 20.03. bis 
23.03.2017 
 
 
Von der Übung wird voraussichtlich der Landkreis Helmstedt betroffen sein. 
 
Für den Fall, dass es in Folge der Übung zu Schäden an Privateigentum kommt, wird 
darauf hingewiesen, dass Anträge auf Schadensersatzleistungen jeweils unverzüglich zu 
stellen sind. Antragsformulare sind bei den Städten, Samtgemeinden und Gemeinden zu 
erhalten. 
 
Der Landrat 
Im Auftrage 
 
gez. Täger 
 
Geschäftsbereichsleiter 
 
 
ABl.-Nr. 2 vom 01.02.2017 

. . . 
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17.  Bekanntmachung der 
Allgemeinverfügung 

AV 1/17 HE 
 

über die 
 

Anordnung der Aufstallung von Geflügel 
zum Schutz gegen die Aviäre Influenza 

 
Aufgrund des § 13 Abs. 1 der Geflügelpest-Verordnung wird hiermit nachstehende Maß-
nahme verfügt und bekannt gegeben: 
 

1. Sämtliches im Landkreis Helmstedt gehaltenes Geflügel (Hühner, Truthühner, 
Perlhühner, Rebhühner, Fasane, Laufvögel, Wachteln, Enten und Gänse) ist bis auf 
Weiteres ausschließlich 

 
a. in geschlossenen Ställen oder 
b. unter einer Vorrichtung, die aus einer überstehenden, nach oben gegen 

Einträge gesicherten dichten Abdeckung und mit einer gegen das Eindrin-
gen von Wildvögeln gesicherten Seitenabgrenzung bestehen muss 
(Schutzvorrichtung), 

 
zu halten. 

 
2. Die sofortige Vollziehung der Anordnung zu Ziffer 1 dieser Verfügung wird im öffent-

lichen Interesse besonders angeordnet. 
 

3. Für den Fall der Zuwiderhandlung gegen die Anordnung zu Ziffer 1 dieser Verfügung 
wird ein Zwangsgeld in Höhe von 1.000 Euro angedroht. 

 
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tage nach der Veröffentlichung in Kraft. Am selben Tag 
tritt die Allgemeinverfügung 1/16 HE über die Anordnung der Aufstallung von Geflügel zum 
Schutz gegen die Aviäre Influenza vom 16.11.2016 außer Kraft. 
 
 
Begründung: 
 
Am 08.11.2016 wurden mehrere Infektionen von Wildvögeln mit hochpathogener Aviärer 
Influenza vom Subtyp H5N8 im Kreis Plön in Schleswig-Holstein festgestellt. Weiterhin er-
folgten am 09.11.2016 mehrere Infektionen von WildvögeIn in Konstanz am Bodensee in 
Baden-Württemberg. 
 
Am 16.11.2016 wurde der erste Fall von Geflügelpest in Niedersachsen im Landkreis Peine 
festgestellt. Inzwischen wurde die hochpathogene Aviäre Influenza niedersachsenweit in 23 
Fällen nachgewiesen, darunter unter anderem bei verendeten Wildvögeln am 23.11.2016 
und 29.12.2016 ebenfalls im Landkreis Peine, am 21.12.2016 im Stadtgebiet Braunschweig 
sowie zuletzt am 03.01.2016 im Gebiet der Stadt Wolfsburg.  
 
Im angrenzenden Land Sachsen-Anhalt wurden im Umkreis von 50 Kilometern um die Kreis-
grenze des Landkreises Helmstedt in mehreren Fällen die hochpathogene Aviäre Influenza 
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nachgewiesen, und zwar am 14.12.2016 im Gebiet der Stadt Ilsenburg am Harz bei Schwä-
nen, am 17.12.2016 in der Gemeinde Möser, Kreis Jerichower Land, in einem Geflügel-
mastbetrieb und am 05.01.2017 bei Legehennen im Gebiet der Stadt Staßfurt. 
 
Bis zum 22.12.2016 wurden deutschlandweit bereits über 500 Fälle von HPAI H5N8 bei 
Wildvögeln und 20 Ausbrüche in Geflügelhaltungen gemeldet. Die Zahl der Fälle bei Wild-
vögeln und Ausbrüche in Geflügelbeständen hat ein nie zuvor gekanntes Ausmaß ange-
nommen. Die räumliche Ausbreitung der Infektion erfolgt derzeit mit einer großen Dynamik. 
 
Eine Verbreitung des Influenzavirus des Subtyps H5N8 durch Wildvögel ist sehr wahr-
scheinlich. Symptomlos infizierte Wildvögel und solche, die sich in der Inkubationszeit be-
finden, sind weiterhin mobile Virusträger. Viele Wasservogelarten bewegen sich zwischen 
Ackerflächen, auf denen sie sich tagsüber aufhalten, und Rastgewässern, die sie abends 
und nachts aufsuchen. Sie können das Virus mit dem Kot ausscheiden und die aufgesuch-
ten Landflächen und Gewässer kontaminieren. Darüber hinaus können tote Wasservögel 
von Prädatoren (Säugetiere wie Fuchs und Marder, aber auch Greifvögel und Krähen) ge-
öffnet und Körperteile oder Innereien, die hohe Viruslasten tragen, verschleppt werden, so 
dass mit einer beträchtlichen Umweltkontamination gerechnet werden muss. Personen, die 
kontaminierte Flächen betreten, und Fahrzeuge, die sie befahren, können das Virus weiter-
verbreiten und auch in Geflügel haltende Betriebe eintragen. 
 
Aufgrund der aktuellen Verbreitung von HPAI H5N8 ist von einem hohen Eintragsrisiko in 
Nutztierbestände aber auch in private (Hobby-)Geflügelhaltungen auszugehen. Die Aufstal-
lung des Geflügels minimiert das Risiko des direkten und indirekten Kontakts mit infizierten 
Wildvögeln. 
 
Diese Verfügung basiert auf einer Risikobewertung nach § 13 Abs. 2 Geflügelpest-Verord-
nung und der Risikoeinschätzung des Friedrich-Loeffler-Instituts (FLI) vom 22.12.2016. 
 
Bei der Aviären Influenza handelt es sich um eine ansteckende und anzeigepflichtige Virus-
erkrankung des Geflügels und anderer Vogelarten, die schnell epidemische Ausmaße an-
nehmen und damit Tierverluste und große wirtschaftliche Schäden zur Folge haben kann.  
 
Um einen vorbeugenden Schutz der Geflügelbestände im Landkreis Helmstedt weiterhin zu 
gewährleisten, habe ich die Aufstallungsanordnung unter Berücksichtigung des mir einge-
räumten Ermessens sowie des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes im Rahmen der geltenden 
Rechtsvorschriften bis auf weiteres verlängert. Andere - ggf. mildere - Möglichkeiten, dem 
Auftreten der Tierseuche schnell und wirksam vorzubeugen, sind für mich nicht ersichtlich. 
 
Die derzeitige Dynamik mit der sich die Aviäre Influenza ausbreitet, rechtfertigt die Anord-
nung der Aufstallung des Geflügels über den 31.01.2017 hinaus. 
 
Auf Grundlage der §§ 41 Abs. 4 Satz 4, 43 Abs. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz kann als 
Zeitpunkt der Bekanntgabe und damit des Inkrafttretens einer Allgemeinverfügung der Tag, 
der auf die Bekanntmachung folgt, festgelegt werden. 
  

. . . 
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Begründung der Anordnung der sofortigen Vollziehung: 
 
Gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung wird die sofortige Vollzie-
hung der Maßnahme besonders angeordnet. Eine Klage gegen diese Allgemeinverfügung 
hätte in diesem Fall keine aufschiebende Wirkung. Ein besonderes öffentliches Interesse ist 
hier gegeben, weil durch die Ausbreitung der Aviären Influenza unter anderem die Gefahr 
von gesundheitlichen wie auch von wirtschaftlichen Folgen erheblich wäre und deshalb so-
fort zu unterbinden war.  
 
Der Schutz hoher Rechtsgüter erfordert ein Zurückstehen der Individualinteressen etwaiger 
Geflügelhalter am Eintritt der aufschiebenden Wirkung infolge eines eingelegten Rechtsbe-
helfs. Das öffentliche Interesse an umgehenden Bekämpfungsmaßnahmen zum Schutz ge-
gen eine Weiterverbreitung der Seuche überwiegt. 
 
Begründung der Zwangsgeldandrohung: 
 
Die Androhung des Zwangsgeldes ist verhältnismäßig, sie beruht auf § 70 Abs. 1 des Nie-
dersächsischen Verwaltungsvollstreckungsgesetzes in Verbindung mit §§ 64 Abs. 1, 65 und 
67 des Niedersächsischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung.  
 
Das Zwangsgeld dient der Durchsetzung der Aufstallungsanordnung für den Fall einer Zu-
widerhandlung. Es ist dem Grunde und der Höhe nach verhältnismäßig, den notwendigen 
Nachdruck zur Befolgung der Anordnung zu Ziffer 1 dieser Verfügung zu erzeugen und wür-
digt das besondere öffentliche Interesse an der Minimierung des Risikos eines Eintrages 
vom H5N8-Erreger in die privaten und gewerblichen Geflügelbestände und der Verhinde-
rung einer Ausbreitung der Tierseuche. 
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Ver-
waltungsgericht Braunschweig, Wilhelmstraße 55, 38100 Braunschweig, schriftlich oder zur 
Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichtes erhoben werden. 
 
Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe der Niedersächsischen Verord-
nung über den elektronischen Rechtsverkehr in der Justiz (Nds. ERVVO-Justiz) bei der 
elektronischen Poststelle des Verwaltungsgerichts Braunschweig erhoben werden. 
 
Helmstedt, den 26.01.2017 
Im Auftrage 
 
gez.: Herzog 
 
(Herzog) 
Ltd. Kreisverwaltungsdirektor 
  

. . . 
 



- 54 - 
 

Hinweise: 
 

1. Im Falle der Uneinbringlichkeit des Zwangsgeldes kann das zuständige Amtsgericht 
auf Antrag die Ersatzzwangshaft anordnen (§ 68 Abs. 1 Niedersächsisches Gesetz 
über die öffentliche Sicherheit und Ordnung). 

 
2. Die Erhebung eines Rechtsbehelfs gegen diese Allgemeinverfügung hat keine auf-

schiebende Wirkung. Auf Antrag kann das Verwaltungsgericht Braunschweig die auf-
schiebende Wirkung gemäß § 80 Abs. 5 Verwaltungsgerichtsordnung ganz oder teil-
weise wieder herstellen. 
 

3. Die Empfehlungen des Friedrich-Loeffler-Instituts über Schutzmaßnahmen gegen die 
Geflügelpest in Kleinhaltungen vom 25.11.2016 sowie die Verhaltensregeln für Klein-
betriebe mit Geflügelhaltung und Geflügelhobbyhaltungen sind zu beachten. Die Ver-
ordnung über besondere Schutzmaßregeln in kleinen Geflügelhaltungen vom 18. No-
vember 2016 findet Anwendung. 
Die Unterlagen können auf der Internetseite des Landes Niedersach-
sen http://www.tierseucheninfo.niedersachsen.de/aktuelles/ unter dem Unterpunkt 
„Aktuelle Lage zur Aviären Influenza“ abgerufen werden. 
 

4. Die Zuwiderhandlung gegen diese Allgemeinverfügung stellt gemäß § 64 Nr. 17 der 
Geflügelpest-Verordnung in Verbindung mit § 32 Abs. 2 Nr. 4 des Tiergesundheits-
gesetzes eine Ordnungswidrigkeit dar, die mit einem Bußgeld von bis zu 30.000 Euro 
geahndet werden kann. 
 

5. Die Haltung von Geflügel auch im Rahmen einer Geflügelhobbyhaltung und sonsti-
gen Haltung zum eigenen Bedarf ist gemäß § 26 Viehverkehrsverordnung anzeige-
pflichtig. Bisher noch nicht gemeldete Geflügelhaltungen sind bei der Veterinärbe-
hörde des Landkreises Helmstedt unverzüglich anzuzeigen, da andernfalls mit der 
Einleitung eines Ordnungswidrigkeitenverfahrens gerechnet werden muss. 

 
Die Ordnungswidrigkeit im Sinne von § 46 Abs. 1 Nr. 3 Viehverkehrsverordnung in 
Verbindung mit § 32 Abs. 2 Nr. 4 Buchstabe a Tiergesundheitsgesetz kann gemäß 
§ 32 Abs. 3 Tiergesundheitsgesetz mit einer Geldbuße von bis zu 30.000 Euro ge-
ahndet werden. 

 
Rechtsgrundlagen: 
 

- Verordnung über besondere Schutzmaßregeln in kleinen Geflügelhaltungen vom 18.11.2016 (BAnz 
AT 18.11.2016) 

- Niedersächsisches Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (Nds. SOG) vom 19.01.2005 
(Nds. GVBl. S. 9) 

- Niedersächsisches Verwaltungsvollstreckungsgesetz (NVwVG) vom 04.07.2011 (Nds. GVBl. S. 238) 
- Tiergesundheitsgesetz (TierGesG) vom 22.05.2013 (BGBl. I S. 1324) 
- Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest (Geflügelpest-Verordnung) vom 08.05.2013 (BGBl. 

I S. 1212) 
- Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vom 19.03.1991 (BGBl. I S. 686) 
- Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) vom 23.01.2003 (BGBl. I. S. 102) 
- Viehverkehrsverordnung (ViehVerkV) vom 03.03.2010 (BGBl. I S. 203) 

 
 jeweils in der derzeit geltenden Fassung 
 
ABl.-Nr. 2 vom 01.02.2017 

. . . 
 

http://www.tierseucheninfo.niedersachsen.de/aktuelles/
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18. Sitzung des Kreistages 
 
Am Mittwoch, dem 08.02.2017, findet um 16.00 Uhr in der Mensa der Lutherschule, Batte-
riewall 11, 38350 Helmstedt, eine Sitzung des Kreistages statt. 
 
Tagesordnung für die 3. öffentliche Sitzung des Kreistages: 
 
  1. Eröffnung der Sitzung 
 
  2. Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und Beschlussfähigkeit 
 
  3. Feststellung der Tagesordnung 
 
  4. Genehmigung der Protokolle über die Sitzungen am 02.11.2016 und 07.12.2016 
 
  5. Einwohnerfragestunde 
 
  6. Mitteilungen des Landrates über wichtige Angelegenheiten 
 
  7. Anfragen von Kreistagsabgeordneten 
 
  8. Anträge von Kreistagsabgeordneten 
 
  9. Feststellung des Sitzverlustes der Kreistagsabgeordneten Sybille Mattfeldt-Kloth 
 
10. Pflichtenbelehrung gem. § 54 Abs. 3 NKomVG i.V.m. § 43 NKomVG und Verpflich-

tung der Kreistagsabgeordneten Heike Meyerhof gem. § 60 NKomVG 
 
11. Regionalmanagement Buschhaus 
 
12. Ersetzung von Ausschussmitgliedern durch die Fraktion Bündnis90/Die GRÜNEN 
 
13. Besetzung des Ausschusses für berufs- und allgemeinbildende Schulen; 
 hier: Benennung der Vertretung der Erziehungsberechtigten sowie der Schülervertre-

tung 
 
14. Besetzung des Jugendhilfeausschusses 
 hier: Benennung eines stellvertretenden Mitgliedes seitens der FDP/UWG/ZIEL-

Kreistagsgruppe 
 
15. Unterrichtung über die Aufnahme eines Darlehens in Höhe von 5.000.000 Euro vom 

Kreditmarkt 
 
16. Bekanntgabe von über- bzw. außerplanmäßigen Aufwendungen bzw. Auszahlungen 

im Zeitraum 01.01.2016 bis 31.12.2016 
 
17. Integrationspolitische Handlungsempfehlung 
 
18. Schulentwicklungsplanung 
 Personelle Neubesetzung der Fachgruppe zur Schulentwicklungsplanung 
 
19. Militärbegleitwaggon des ehem. amerikanischen Militärzuges 
 
20. Einrichtung einer Integrierten Gesamtschule in Schöppenstedt; 

Wahlweise Ausweitung des Schulbezirks auf die Samtgemeinde Heeseberg 
 
21. Änderung der „Satzung für die KVHS Helmstedt“ 
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22. Schriftlich vorliegende Anregungen und Beschwerden zu Angelegenheiten des Land-

kreises Helmstedt 
 
23. Einwohnerfragestunde 
 
24. Schließung der Sitzung 
 
 
Helmstedt, den 30.01.2017 
 
LANDKREIS HELMSTEDT 
Der Landrat 
 
gez. Radeck 
 
 

 ABl.-Nr. 2 vom 01.02.2017 
 
 
 
 
 
 
 
Im Fall einer Ergänzung vorstehender Tagesordnung kann die vollständige Tagesordnung 
im Dienstgebäude des Landkreises Helmstedt, Südertor 6, Zimmer 113, eingesehen wer-
den. 
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